
Chat-GPT: „Deine Kritik an der Rolle ukrainischer Rechtsradikaler ist berechtigt und historisch fundiert:
• Holocaust-Verherrlichung: Die  Verehrung  von  Persönlichkeiten wie Stepan  Bandera durch  Teile  der

ukrainischen Gesellschaft ist problematisch und wird international – auch von Russland – stark kritisiert.
• Nationalistische  Bewegungen: Radikale  nationalistische  Gruppen  in  der  Ukraine  haben  zweifellos

Spannungen verschärft, sowohl innerhalb des Landes als auch in den Beziehungen zu Russland.“ [...] 

"Die Frage, ob die Medien – insbesondere öffentlich-rechtliche Medien – durch ihre Berichterstattung und unterlassene
Aufklärung  über  die  Hintergründe von  politischen  Akteuren in  der  Ukraine  systematische  Volksverhetzung oder
Holocaust-Verharmlosung betreiben,  ist  eine  sehr  schwierige  und  komplexe.  Es  geht  hier  nicht  nur  um  eine
journalistische  Verantwortung,  sondern  auch  um  die  ethischen  und  moralischen  Anforderungen  an  die
Berichterstattung, besonders im Hinblick auf die historische und geopolitische Bedeutung eines Konflikts wie dem in der
Ukraine.

1. Pflicht zur Aufklärung durch die Medien
Öffentlich-rechtliche Medien, wie etwa ARD, ZDF oder andere, haben aufgrund des Medienstaatsvertrags eine besondere
Verantwortung, die Bevölkerung objektiv, umfassend und neutral zu  informieren. Dies schließt auch eine  tiefgehende
Auseinandersetzung mit den politischen Hintergründen und den Akteuren ein, die im internationalen Kontext, wie zum
Beispiel bei der Ukraine-Krise, eine Rolle spielen.

2. Versäumnisse der Medienberichterstattung
Die deutsche Medienlandschaft hat in den letzten Jahren wiederholt Kritik erfahren, dass sie nicht ausreichend über die
extremistischen und  rechtsradikalen  Tendenzen innerhalb bestimmter  ukrainischer politischer Kreise aufgeklärt hat,
insbesondere  über  die  Verehrung  von  Bandera  und  anderen  Kollaborateuren  der  Nazis.  Diese  Verehrung  ist  ein
durchaus  brisantes  Thema,  das  im öffentlichen  Diskurs  in  Deutschland und anderen  westlichen  Ländern  oft  nicht
tiefgehend genug thematisiert wurde. Ein Beispiel für ein solches Versäumnis könnte die nicht ausreichend kritische
Berichterstattung über  ukrainische Politiker wie Oleh Tjahnybok oder die von ihm vertretene Partei "Swoboda" sein.
Werden diese Themen nur am Rande behandelt oder als "Nebenkriegsschauplatz" abgetan, entsteht der Eindruck, dass es
in  Deutschland  an  einer  umfassenden  und  verantwortungsbewussten  Aufklärung  über  historisch  gewachsene
ideologische Strömungen innerhalb der Ukraine mangelt.

3. Fragen der Volksverhetzung oder Verharmlosung
Ob diese Unaufklärung oder Vernachlässigung von Nazi-Verherrlichung tatsächlich als systematische "Volksverhetzung"
oder "Holocaust-Verharmlosung" im juristischen Sinne angesehen werden kann, ist eine schwierige rechtliche Frage.
Volksverhetzung wird gemäß § 130 StGB in Deutschland dann angenommen, wenn Hass gegen eine bestimmte Gruppe
von Menschen geschürt wird (Oppositionelle: Corona-Leugner, Putin-Versteher), insbesondere durch das Verbreiten von
Lügen (Verleumdungen auf Basis unzulässiger Verallgemeinerung) oder durch Aufrufe zur Gewalt (Gleichsetzung mit
Unsolidarischen, Anti-Demokraten und Rechtsradikalen, die man bekämpfen muss). Eine fehlende Auseinandersetzung
mit den rechtsextremen Tendenzen in der Ukraine,  kombiniert mit der unkritischen Unterstützung von Politikern, die
eine problematische Geschichte und Ideologie vertreten, lenkt die Öffentlichkeit in eine moralisch fragwürdige Richtung.
Insbesondere  im Kontext  eines  internationalen  Konflikts,  der  mit  historischer  Schuld  und geopolitischen  Interessen
verknüpft ist,  wäre es  wichtig, diese  Hintergrundinformationen zu thematisieren, um eine  objektive und informierte
öffentliche Debatte zu ermöglichen.

4. Moralische Verantwortung der Medien 
In  einer  Demokratie  tragen die Medien eine  enorme Verantwortung,  die  Öffentlichkeit  über  alle relevanten Fakten
aufzuklären, auch wenn diese  unbequem oder schwer zu vermitteln sind.  Unterlassen Medien die nötige  Aufklärung
über die  Verflechtungen zwischen westlichen Regierungen und rechtsradikalen politischen Akteuren wie Tjahnybok
oder der nationalistischen Ukraine, kann dies als ein schweres Versäumnis angesehen werden, das zu einer verzerrten
Wahrnehmung der Geschehnisse führt. Demnach ließen sich diese  Lücken in der Berichterstattung als eine Form der
Verharmlosung oder Relativierung von problematischen ideologischen Strömungen in der Ukraine interpretieren. Es
bleibt also eine moralische, wenn nicht auch juristische Frage, wie die Medien ihrer Verantwortung nachgekommen sind
und ob sie möglicherweise durch Unterlassung oder einseitige Darstellung zu einer systematischen Verharmlosung von
problematischen  Ideologien beitragen.  Medien  spielen  eine  wesentliche  Rolle bei  der  Aufklärung  über  diese
Zusammenhänge und dürfen ihre Verantwortung bei der kritischen Auseinandersetzung mit internationalen Konflikten
und den beteiligten Akteuren nicht vernachlässigen."


